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OLGE Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des Zi-

vilrechts, herausgegeben vonMugdan und Falkmann (1.1900–46.1928)
OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen einschließlich

der freiwilligen Gerichtsbarkeit
OVG Oberverwaltungsgericht
PartGG Gesetz über Partnerschaftsgesellschaften Angehöriger Freier Berufe
PatG Patentgesetz
PflegeZG Pflegezeitgesetz
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht
RdA Recht der Arbeit
RegE Regierungsentwurf
RFV Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht
RGZ Amtliche Sammlung von Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil-

sachen
RLP Rheinland-Pfalz
Rn. Randnummer
Rpfleger Der Deutsche Rechtspfleger
RPflG Rechtspflegergesetz
Rspr. Rechtsprechung
RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz
RVO Rechtsverordnung
S. Satz
SächsGVBl. Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt
SächsStVollzG Sächsisches Strafvollzugsgesetz
SchulG RLP Schulgesetz Rheinland-Pfalz
SGB III Sozialgesetzbuch Drittes Buch – Arbeitsförderung
SGB XII Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – Sozialhilfe
SLStVollzG Saarländisches Strafvollzugsgesetz
sog. sogenannte
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
str. streitig
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StV Strafverteidiger
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StVollzG M-V Strafvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern
StVollzVergO Strafvollzugsvergütungsordnung
s.v. sub voce (unter dem Ausdruck)
SvEV Sozialversicherungsentgeltverordnung
teilw. teilweise
ThürGVBl. Thüringer Gesetz- und Verordnungsblatt
TVG Tarifvertragsgesetz
TzBfG Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge
urspr. ursprünglich
UVollzG NRW Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen
v. vom
VAG Gesetz über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen
VersAusglG Gesetz über den Versorgungsausgleich
VersR Versicherungsrecht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VIA Verbraucherinsolvenz aktuell
Vorb. Vorbemerkung
VuR Verbraucher und Recht – Zeitschrift für Wirtschafts- und Verbrauch-

errecht
VV Verwaltungsvorschrift
VV RVG Vergütungsverzeichnis zum Rechtsanwaltsvergütungsgesetz
WM Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
WRV Die Verfassung des Deutschen Reichs
ZAG Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz
z.B. zum Beispiel
ZfStrVo Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenz- und Sanierungsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
zust. zustimmend
ZVI Zeitschrift für Verbraucher- und Privat-Insolvenzrecht
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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§ 1 Einführung

A. Verschuldung als gesellschaftliches Problem

In der heutigen Gesellschaft ist es dem weit überwiegenden Teil der Bevölkerung
möglich, in den Genuss von Krediten zu kommen. Seit die Kreditaufnahme nicht
mehr ausschließlich Mitgliedern privilegierter Kreise offensteht, hat sich die
Überschuldung1 in unserer Gesellschaft zu einem Massenphänomen entwickelt. Im
Jahr 2019 waren 6,92 Millionen und damit 10,00 % der über 18-jährigen Bundes-
bürger überschuldet.2 Jede voll geschäftsfähige Person ist aufgrund ihrer Privatau-
tonomie berechtigt, sich zuLeistungen zu verpflichten, die sie finanziell überfordern.
Mit dieser dem Individuum umfassend gewährten Freiheit geht jedoch gleichzeitig
eine gewisse Verantwortung einher, welche in der unbeschränkten privatrechtlichen
Vermögenshaftung für schuldrechtliche Verbindlichkeiten ihren Ausdruck findet.
Auch im heutigen Recht gilt im Kern noch der römischrechtliche Grundsatz „pacta
sunt servanda“.3 Dieser besagt, dass Verträge einzuhalten sind.4 Die Folgen der
hieraus resultierenden weitgehenden Haftung werden lediglich durch die in den
§§ 850 ff. ZPO normierten Pfändungsschutzvorschriften begrenzt.5 Diese entsprin-
gen dem Sozialstaatsgebot und sollen ein Existenzminimum sichern. Die Schulden
als solche bleiben unberührt.

Reicht das Leistungsvermögen des Schuldners nicht, um seine Verbindlichkeiten
zu erfüllen, ist er zahlungsunfähig. Einen Ausweg aus den Schulden bietet das
Bürgerliche Gesetzbuch nicht. Auch die bis zum 31.12.1998 mit der Konkursord-
nung geltende Gesamtvollstreckungsordnung verfolgte das alleinige Ziel der
Gläubigerbefriedigung und ließ die Schuldnerinteressen außer Betracht. Nach

1 Die Insolvenzordnung trennt begrifflich zwischen „Überschuldung“ und „Zahlungsun-
fähigkeit“: §§ 16, 17 InsO setzen als Eröffnungsgrund für natürliche Personen die Zahlungs-
unfähigkeit voraus; der Eröffnungsgrund der Überschuldung ist gem. § 19 InsO ausschließlich
den juristischen Personen vorbehalten. Im sozialwissenschaftlichen Schrifttum wird hingegen
(auch) bei Privatpersonen von „Überschuldung“ gesprochen, nicht zuletzt, um diese Erschei-
nungsform von der gesellschaftlich eher akzeptierten „Verschuldung“ abzugrenzen, siehe etwa
Korczak, Überschuldung, S. 40 ff. Im Rahmen dieser Arbeit werden die Begriffe der „Über-
schuldung“ und „Zahlungsunfähigkeit“ im Hinblick auf Privatpersonen daher synonym ver-
wendet.

2 Creditreform, SchuldnerAtlas 2019, S. 5.
3 Zum Verbraucherschutz mit seinen Durchbrechungen des Grundsatzes Hergenröder, in:

FS Stürner, S. 781 [782].
4 Liebs, Lateinische Rechtsregeln und Rechtssprichwörter, S. 165.
5 Dabei müssen freilich die Verbindlichkeiten nicht aus Rechtsgeschäften herrühren,

sondern können etwa auch aus gesetzlichen Schuldverhältnissen folgen.



Durchlaufen des Konkursverfahrens konnten die Gläubiger ihre nicht befriedigten
Forderungen gemäß § 164 Abs. 1 KO gegenüber dem Schuldner geltend machen.6

Nur bei Zustimmung einer Gläubigermehrheit bestand die Möglichkeit des Aus-
schlusses der Weiterhaftung mittels Zwangsvergleich nach §§ 173 ff. KO. Sind
Privatpersonen überschuldet, enteilen die Zinsen in aller Regel der Abzahlungsfä-
higkeit, weshalb diesen Menschen ein jahrelanges Leben am Existenzminimum
bevorsteht. Zutreffend kann diese Situation als „moderner Schuldturm“ bezeichnet
werden.7 Dabei darf nicht aus dem Blickfeld geraten, dass die Überschuldung in den
meisten Fällen auf von den Schuldnern unbeeinflussbaren Faktoren beruht. Die
häufigsten Ursachen bilden Arbeitslosigkeit, das Scheitern einer Paarbeziehung
sowie Erkrankung, Sucht oder Unfälle.8 Erst danach folgt als Überschuldungsur-
sache eine unwirtschaftliche Haushaltsführung.9 Immer relevanter wird überdies der
Überschuldungsfaktor des dauerhaften Niedrigeinkommens.10 Menschen mit ent-
sprechend niedrigen Bezügen gelangen in die Überschuldungssituation, da die
Einkommen schlicht zur Deckung der wirtschaftlichen Bedürfnisse nicht ausreichen.
Eine weitere Gruppe bilden Selbstständige, welche beim Scheitern der unterneh-
merischen Tätigkeit mit ihrem privaten Vermögen einstehen müssen. Bei den
meisten Überschuldungsfaktoren handelt es sich demnach um gewöhnliche Um-
stände die jeden, auch den finanziell vernünftig Wirtschaftenden, treffen können.
Menschen auf Jahre, eventuell sogar bis zum Lebensende ohne Perspektive auf eine
Besserung mit dem pfändungsfreien Teil des Einkommens ihr Dasein fristen zu
lassen, stünde in Konflikt mit den Staatszielen der sozialen Sicherheit und sozialen
Gerechtigkeit und tangierte zudem die Menschenwürde dieser Personen. Hinzu
kommt, dass mit der Überschuldung häufig eine gesellschaftliche Stigmatisierung,11

Krankheit12 und das Abdriften in Kriminalität13 verbunden sind.14 Nicht unberück-

6 Die Grenze bildete dabei lediglich die Verjährung nach dreißig Jahren gem. § 218 Abs. 1
S. 2 BGB, da die Forderungen durch die Feststellung im Konkurs gem. §§ 164 Abs. 1, 145
Abs. 2 KO vollstreckbar wurden.

7 Zu diesem von Rolf Bender begründeten Begriff siehe de With/Nack, ZRP 1984, 1 ff.
8 Vgl. hierzu Destatis, Überschuldung privater Personen 2019, S. 9; ähnliche Ergebnisse

liefert auch der iff-Überschuldungsreport 2019, S. 6–8.
9 Hier empfiehlt Hergenröder, dass die Vermittlung des Umgangs mit Geld bereits in der

Schule erfolgen sollte, Hergenröder, DZWIR 2001, 397 [411]; zu den verhaltensrelevanten
Einflussfaktoren auf die finanzielle Handlungskompetenz auch Breuer/Bender, ZVI-Sonder-
heft 2009, 8 ff.

10 Von 2015–2019 hat sich dieser Überschuldungsauslöser fast verdreifacht (von 3,4 % in
2015 auf 8,6 % in 2018), vgl. Creditreform, SchuldnerAtlas 2019, S. 8.

11 Kranzusch, ZInsO 2012, 2169 [2170]; Pape, ZInsO 2017, 2717 [2718] (der „Makel des
wirtschaftlichen Scheiterns“).

12 Zur sozialmedizinischen Relevanz der Überschuldung siehe Münster/Letzel, ZVI-Son-
derheft 2009, 50 ff.

13 Zum Zusammenhang von Schulden und Kriminalität vgl. Bock/Brettel, ZVI-Sonderheft
2009, 2 ff.

14 Zum Erfordernis eines multifaktoriellen Ansatzes zur Bewältigung der Überschul-
dungssituation siehe Hergenröder/Kokott, ZVI-Sonderheft 2009, 27 ff.
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sichtigt bleiben darf auch, dass der Wirtschaft und dem Staat mit diesen Personen
zahlende Konsumenten und Steuerzahler entgehen. Fernerhin wird ein „fresh start“
gescheiterter Selbstständiger im Keim erstickt. Die Gesellschaft der Bundesrepublik
Deutschland ist eher risikoavers, weshalb ein etwa den Vereinigten Staaten von
Amerika vergleichbarer Umfang gewerblicher Existenzgründungen hierzulande
nicht existiert. Dabei besteht ein signifikanter Zusammenhang zwischen der Be-
reitschaft, das Risiko einer Existenzgründung einzugehen und derMöglichkeit sowie
der Zeitdauer einer Entschuldung.15

Die Rechtsordnung kann demnach kein Interesse an dauerhaft leistungsfähigen
Personen haben. Aus diesem Grund besteht mittlerweile gesellschaftlicher Konsens,
dass Schuldnern ein Weg aus den Schulden eröffnet werden muss.16 Einen solchen
Weg schuf der Gesetzgeber mit der Insolvenzordnung zum 1.1.1999.17 Vorrangig
soll das neue Gesamtvollstreckungsrecht zwar nach wie vor der Gläubigerbefrie-
digung dienen, es sieht für Privatpersonen durch das Institut der Restschuldbefreiung
jedoch einen Schuldenerlass vor. Die Schuldbefreiung ist allerdings an strenge
Voraussetzungen geknüpft und der Weg dorthin durch ein kompliziertes Verfahren
geprägt. Dies soll zuvorderst gewährleisten, dass die Gläubiger so umfassend wie
möglich befriedigt werden und nur redliche Schuldner in den Genuss des Schul-
denerlasses gelangen. Die Gläubiger sind in der berechtigten Erwartung, dass ihre
verfassungsrechtlich geschützten Forderungen erfüllt werden, schutzwürdig. Zudem
setzt das Funktionieren einer Rechtsordnung, welche dem Einzelnen in der Ge-
samtvollstreckung die Befugnis zur Durchsetzung seiner Rechte aus der Hand nimmt
voraus, dass das Gesamtvollstreckungsrecht auch deren Interessen hinreichend be-
rücksichtigt. Für die hohen Hürden einer Entschuldungsmöglichkeit werden zudem
Gleichheitsgesichtspunkte relevant. Warum soll ein zahlungsfähiger Schuldner für
eine Leistung einstehen, während ein nicht zahlungsfähiger von seiner Schuld alleine
aufgrund seiner Zahlungsunfähigkeit befreit wird, obschon beide die Gegenleistung
in Anspruch genommen haben.18 Schließlich besteht an der Erfüllung von Ver-
bindlichkeiten auch ein staatliches und gesellschaftliches Interesse. Der Begriff
„Kredit“ leitet sich von dem lateinischen „credere“, also „glauben, Vertrauen“ ab.

15 Eine Expertengruppe der EU-Kommission konstatierte bereits 2010 einen positiven
Einfluss einer kurzen Wohlverhaltensperiode auf das Gründungsgeschehen und empfahl einen
dreijährigen Entschuldungszeitraum (EK, Report of the Expert Group, 2nd Recommendation,
S. 12).

16 Pape hält die Restschuldbefreiung als zur Wahrung des Sozialstaatsgebots für zwingend
geboten, Mohrbutter/Ringstmeier/Pape, Kap. 17 Rn. 2; ähnl.Wochner, der in der lebenslangen
Schuldhaftung einen Verstoß gegen das Sozialstaatsprinzip sieht, Wochner, BB 1989, 1065
[1067].

17 In den neuen Bundesländern beanspruchte ab 1990 die Gesamtvollstreckungsordnung
Geltung, die einen vollstreckungsrechtlichen Zugriff auf das Schuldnervermögen nach Been-
digung des Gesamtvollstreckungsverfahrens nur dann zuließ, wenn der Schuldner über ein
angemessenes Einkommen hinaus neues Vermögen erlangt hatte, vgl. § 18 Abs. 2 S. 3 GesO.

18 Hergenröder, in: FS Stürner, S. 781 [786]; Hergenröder, DZWIR 2001, 397 [399];
Hergenröder, DGVZ 2010, 201 [207].
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